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3. Basiswissen Steuerrecht

3. Basiswissen Steuerrecht3.1. Lernziel
3.1. LernzielAus dem Einkommensteuergesetz werden im Originalwortlaut Passagen aus Paragraphen vorgestellt,
die für das Bilanzieren besonders wichtig sind. Insbesondere sind das die §§ 4 bis 14 des EStG. Diese
Gesetzesstellen werden zweckdienlich erläutert. Sie sind aber keinesfalls auswendig zu lernen, son-
dern so weit zu bewältigen, dass ihr Inhalt für die Lösung bestimmter Bilanzierungsfälle bekannt ist.
Zusätzlich finden Sie noch für die Bilanzierung maßgebliche Richtlinien (EStR). Sie sind die Ausle-
gung des Einkommensteuergesetzes durch das Finanzministerium und erleichtern den Finanzbeam-
ten die Anwendung der Steuergesetze. Aber auch ein Bilanzersteller greift auf diese zusätzlichen Hilfen
zurück, da sie in der Praxis zum einheitlichen Verständnis der Gesetzesstellen beitragen. Von den
zahlreichen vorhandenen Richtlinien und Erlässen sind aber nur die für das Thema „Bilanzierung“
wichtigsten Teile herausgegriffen und dargestellt.

3.2. Einstimmung auf das Thema
3.2. Einstimmung auf das ThemaZu Beginn ist festzuhalten, dass es vier Gewinnermittlungsarten gibt. Als Bilanzierer werden die Ge-
winnermittler nach den Vorschriften des § 5 und des § 4 Abs 1 EStG bezeichnet. Die §-4-Abs-3-Ge-
winnermittler werden auch als „Einnahmen-Ausgaben-Rechner“ bezeichnet. Es bleiben dann die
§-17-Gewinnermittler, auch „pauschalierte Gewinnermittler“ genannt.

Aus dem Steuerrecht ist bekannt, dass von den sieben Einkunftsarten nur die ersten drei einen Gewinn
ermitteln und deshalb nur für diese drei Einkunftsarten die Gewinnermittlungsarten in Frage kommen.

Falls Sie zu dem Ergebnis kommen, ein §-4-Abs-1-Gewinnermittler zu sein, dann brauchen Sie sich
in der Folge mit den unternehmensrechtlichen Vorschriften, einschließlich der Konzernbilanz, nicht
auseinanderzusetzen. Für Ihre Bilanzierung genügt das Basiswissen Einkommensteuergesetz.

Für den Fall, dass Sie zum Kreis der §-5-Ermittler zählen, kann alles, was Sie in diesem Buch fin-
den, für Sie wichtig sein. Der §-5-Ermittler ist die Zielgruppe dieses Bilanzierungsbuches.

3.3. Gewinnermittlung
3.3. Gewinnermittlung

(1) Gewinn ist der durch doppelte Buchführung zu ermittelnde Unterschiedsbetrag zwischen dem Be-
triebsvermögen am Schluss des Wirtschaftsjahres und dem Betriebsvermögen am Schluss des vorangegan-
genen Wirtschaftsjahres. Der Gewinn wird durch Entnahmen nicht gekürzt und durch Einlagen nicht er-
höht. Entnahmen sind alle nicht betrieblich veranlassten Abgänge von Werten (z.B. von Bargeld, Waren,
Erzeugnissen und anderen Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens, von Leistungen, von Wirtschaftsgü-
tern des Anlagevermögens oder von Nutzungen solcher Wirtschaftsgüter).

Wir beginnen mit § 4 EStG und finden dort den Hinweis, dass der Gewinn aufgrund einer doppelten
Buchführung zu ermitteln ist. Der Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem Betriebsvermö-

§ 4 Abs 1 EStG Gewinnermittlung
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gen am Schluss des Wirtschaftsjahres und demjenigen am Schluss des vorangegangenen Wirtschafts-
jahres.

Wir haben jetzt zwei Begriffe, nämlich die doppelte Buchführung und den Betriebsvermögensver-
gleich, mit denen wir uns beschäftigen müssen.

In der doppelten Buchführung wird jeder Betrag doppelt erfasst, einmal als Sollbuchung und einmal
als Habenbuchung. In der doppelten Buchführung werden die Konten getrennt in Bestandskonten
und Erfolgskonten. Die Bestandskonten werden in der Bilanz ausgewiesen und die Erfolgskonten in
der Gewinn- und Verlustrechnung. Somit wird der Gewinn doppelt ermittelt, einmal in der Bilanz
und ein zweites Mal in der Gewinn- und Verlustrechnung.

Die Aufzeichnungen werden in der Buchhaltung doppelt geführt, einmal chronologisch (nach der
Zeitfolge) im Journal und einmal sachlich geordnet im Hauptbuch. Der Begriff „doppelte Buchfüh-
rung“ hat drei Inhalte: erstens die doppelte Erfassung des Betrages mit Soll und Haben, zweitens die
doppelte Gewinnermittlung in der Bilanz und in der Gewinn- und Verlustrechnung und drittens die
doppelte Dokumentation, einmal chronologisch und dann sachlich.

Zum Begriff des Betriebsvermögens kommen wir dann, wenn wir uns die Bilanz vom 31.12.20X2 vorstel-
len, mit der Aktivseite und der Passivseite. Auf der Aktivseite finden wir das Anlagevermögen (AV) und das
Umlaufvermögen (UV), auf der Passivseite das Eigenkapital (EK) und das Fremdkapital (FK). Wenn wir nun
von der Aktivseite das Fremdkapital abziehen, dann bleibt das Eigenkapital über. Wenn wir auf der Aktiv-
seite das Anlagevermögen mit 5.000, das Umlaufvermögen mit 8.000 und auf der Passivseite das Fremdka-
pital mit 8.000 vorfinden, dann führt der Abzug des Fremdkapitals von den Werten der Aktivseite zu
einem Betriebsvermögen am 31.12.20X2 mit 4.000.
Wenn wir damit das Betriebsvermögen zum 31.12.20X1 vergleichen und dort aktivseitig ein Anlagevermö-
gen mit 4.000, ein Umlaufvermögen mit 8.000 und ein Fremdkapital mit 8.000 vorfinden, dann bringt uns
die Saldierung von Aktivvermögen abzüglich Fremdkapital zu einem Betriebsvermögen (EK) von 3.000.

Aus dem Vergleich des Betriebsvermögens zum 31.12.20X1 mit dem Betriebsvermögen zum 31.12.20X2
kann man ableiten, dass das Betriebsvermögen von 3.000 auf 4.000 zugenommen hat. Diese Zunahme
des Betriebsvermögens um 1.000 stellt einen Gewinn dar. Der Gewinn wird ja als Unterschiedsbetrag im
Betriebsvermögen bezeichnet. Wir haben jetzt gesehen, wie ein Betriebsvermögensvergleich erfolgt.

Der erste Absatz des § 4 führt uns zu zwei weiteren Begriffen, nämlich zu den Entnahmen und den
Einlagen.

Beispiel 7 Betriebsvermögensvergleich

31.12.20X1 31.12.20X2

AV 4.000 EK 3.000 AV 5.000 EK 4.000

UV 8.000 FK 8.000 UV 8.000 FK 8.000

Beispiel 7 Fortsetzung

31.12.20X1 31.12.20X2

AV 4.000 EK 3.000 AV 5.000 EK 5.000

UV 8.000 FK 8.000 UV 9.000 FK 9.000
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Wenn wir jetzt bei unserem Beispiel des Betriebsvermögensvergleichs anknüpfen und unterstellen, dass
unser Unternehmer im Dezember 20X2 eine Einlage von 1.000 getätigt hat, dann erhöht sich aufgrund
der Buchung „Bank an Eigenkapital“ aktivseitig sein Umlaufvermögen um 1.000 und passivseitig sein Ei-
genkapital um ebenfalls 1.000. Sein Betriebsvermögen zum 31.12.20X2 beträgt dann 5.000. Wenn er nun
sein Betriebsvermögen zum 31.12.20X2 mit dem Betriebsvermögen vom 31.12.20X1 vergleicht, dann ist
ein Unterschiedsbetrag von 2.000 erkennbar. Für uns stellt sich jetzt die Frage, ob durch die Einlage des
Unternehmers der Gewinn jetzt auf einmal 2.000 beträgt, obwohl er ursprünglich nur 1.000 betragen hat.

Die Antwort kann nur lauten: Durch die Einlagen wird der Gewinn nicht erhöht.

Für uns gilt jetzt: Was der Unternehmer einlegt und (jetzt wird die Aussage erweitert) was er ent-
nimmt, hat keine Auswirkung auf den steuerpflichtigen Gewinn. Mit anderen Worten: Entnahmen
und Einlagen werden zwar gebucht, aber nicht gewinnerhöhend oder gewinnmindernd.

3.4. Unkörperliche Wirtschaftsgüter
3.4. Unkörperliche Wirtschaftsgüter

Für unkörperliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens darf ein Aktivposten nur angesetzt werden,
wenn sie entgeltlich erworben worden sind.

Ohne Zusammenhang mit dem vorherigen Text finden wir im ersten Absatz des § 4 die Aussage, dass
unkörperliche Wirtschaftsgüter beim Anlagevermögen nur dann aktiviert werden dürfen, wenn sie
entgeltlich erworben worden sind. Damit kann auch ein Theater die Kosten einen Neuinszenierung
nicht auf mehrere Jahre abschreiben.

Vorerst beschäftigt uns die Frage nach den unkörperlichen Wirtschaftsgütern. Das Begriffspaar „kör-
perliche – unkörperliche Wirtschaftsgüter“ finden wir wieder im § 12 Abs 4 EStG, bei der Übertra-
gung der stillen Rücklagen. Körperliche Wirtschaftsgüter sind solche, die angegriffen werden können,
unkörperliche Wirtschaftsgüter solche, die nicht angegriffen werden können. Beispiele für unkörper-
liche Wirtschaftsgüter: Baurecht, Mietrecht, Bierbezugsrecht, Know-how, Firmenwert, Lizenz und Pa-
tent. Diese Wirtschaftsgüter dürfen nur dann aktiviert (als Aktivvermögen eingestellt) werden, wenn
sie entgeltlich erworben worden sind.

3.5. Bilanzänderung
3.5. Bilanzänderung

(2) Die Vermögensübersicht (Jahresabschluss, Bilanz) ist nach den allgemeinen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung erstellen. Nach Einreichung der Vermögensübersicht beim Finanzamt gilt Folgendes:
1. Eine Änderung der Vermögensübersicht ist nur mit Zustimmung des Finanzamts zulässig (Bilanzände-

rung). Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Änderung wirtschaftlich begründet ist.
2. Entspricht die Vermögensübersicht nicht den allgemeinen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung

oder den zwingenden Vorschriften dieses Bundesgesetzes, ist sie zu berichtigen (Bilanzberichtigung).

Wir haben jetzt das Begriffspaar „Bilanzberichtigung – Bilanzänderung“.

§ 4 Abs 1 Satz 5 EStG Unkörperliche Wirtschaftsgüter

§ 4 Abs 2 EStG Bilanzänderung
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Mit den Begriffen selbst gibt es keine Probleme: Eine Bilanzberichtigung liegt vor, wenn ein unrich-
tiger Bilanzansatz berichtigt wird. Bei einer Bilanzänderung wird ein zulässiger Bilanzansatz durch
einen anderen zulässigen Bilanzansatz ersetzt. Eine Bilanzberichtigung hat insbesondere zu erfolgen,
wenn Bilanzposten fehlen, Bilanzposten der Höhe nach unrichtig sind (zB unrichtige Bewertung) oder
Bilanzposten zu Unrecht aufgenommen wurden.

Die Unrichtigkeit ist nach § 293b BAO wie folgt zu korrigieren:

Die Abgabenbehörde kann auf Antrag oder von Amts wegen einen Bescheid insoweit berichtigen, als seine
Rechtswidrigkeit auf der Übernahme offensichtlicher Unrichtigkeiten aus Abgabenerklärungen beruht.

3.6. Einbuchung von Betriebsprüfungsergebnissen
3.6. Einbuchung von BetriebsprüfungsergebnissenWenn Ergebnisse der Betriebsprüfung (BP) gebucht werden, wird der Bilanzzusammenhang durch-
brochen. Die Ergebnisse der BP werden als Korrektur der Eröffnungsbilanz gebucht und damit ist
die Schlussbilanz nicht mehr ident mit der Eröffnungsbilanz. Auf der anderen Seite ist jetzt die Eröff-
nungsbilanz so, wie wenn immer schon „richtig“ gebucht worden wäre.

Zeitpunkt der Einbuchung

Die Bilanzberichtigung ist eine Durchbrechung der Bilanzidentität, weil die Anfangsbilanz (EB) korri-
giert wird, ohne dass gleichzeitig eine Berichtigung der Schlussbilanz des Vorjahres erfolgt.

Aus unternehmensrechtlicher Sicht gibt es keine Unterscheidung zwischen Bilanzberichtigung und
Bilanzänderung. Bei wesentlichen Über- oder Unterbewertungen sind die Jahresabschlüsse nichtig.
Damit ist die Wesentlichkeit ein Kriterium. Wesentlich ist eine Differenz dann, wenn sie die Ent-
scheidung des Bilanzlesers beeinflusst. Dabei sind quantitative und qualitative Maßstäbe anzulegen.
Vergleiche dazu die Aussagen zur Wesentlichkeit im § 196a UGB!

Quantitative Maßstäbe sind:

 0,3 bis 0,5 % der Bilanzsumme
 5 % des Eigenkapitals
 0,5 % vom Erlös
 5 % vom EGT

Qualitative Maßstäbe sind von der Höhe unabhängig; zB sind fehlende 5.000 am Bankkonto oder 200
in der Handkasse wesentlich oder der Umstand, dass mit einer Falschbuchung aus dem Verlust von
50.000 ein Gewinn von 10.000 dargestellt wird.

Ende Prüfung 31.12.20X0 Korrektur EB 1.1.20X1
Ende BP 31.12.20X0 Korrektur EB ein Jahr später am 1.1.20X2, wenn die Schlussbespre-

chung erst nach Feststellung der Bilanz 31.12.20X1, nämlich im Jahr 
20X2, stattfindet. In diesem Fall ist auch die BP-Auswirkung für 20X1 
zu berücksichtigen bzw zu korrigieren (zB geänderte Abschreibung, bei 
Vorrätebewertung der Wareneinsatz des Folgejahres 20X1).
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Es erfolgt die Anpassung der Unternehmensbilanz im Rahmen der Eröffnungsbuchungen (EB). Der
erfolgswirksame Ausweis erfolgt unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen und Erträgen, der
Steueraufwand aufgrund der Nachzahlung unter den Steuern. Damit wird die Korrektur der Vorjahre
das Ergebnis des aktuellen Jahres erhöhen oder reduzieren.

Bei Einzelunternehmen oder Personengesellschaften mit variablem Kapital wird das Mehrergebnis
(Minderergebnis) ergebnisneutral im Eigenkapital erfasst. Bei Kapitalgesellschaften können weder
festgestellte Gewinne der Vorjahre noch das Grundkapital bzw die Kapitalrücklage korrigiert werden,
also bleibt nur das unternehmensrechtliche Ergebnis des laufenden Jahres übrig, welches korrigiert
wird. Der Betrag der Korrektur ist steuerlich nicht wirksam und wird über die Mehr-Weniger-Rech-
nung korrigiert.

Prüferfeststellungen

Ohne Berücksichtigung der Wesentlichkeit!

Beispiel 8 Einbuchung von Betriebsprüfungsergebnissen

31.12.20X0
Grund 30.000 EK 200.000
Gebäude 200.000 RSt 90.000
Maschinen 100.000 Verbindlichkeit 100.000
Vorräte 60.000

390.000 390.000

(1) Grund: Anschaffungsnebenkosten für Vertragserrichtung, Grundbuchseintragung und 
Vermessungskosten mit 1.500 sind im Aufwand gebucht worden.

(2) Gebäude: Der Dachbodenausbau mit 102.000 ist 20X0 im Aufwand unter den Reparaturen 
erfasst worden. Die Aktivierung erfolgte, weil neuer Büroraum geschaffen wurde 
– Inbetriebnahme 20X1.

(3) Maschinen: Eine Maschine ist Ende 20X0 veräußert, der Restbuchwert mit 9.000 aber nicht 
ausgeschieden worden.

(4) Vorräte: Durch einen Rechenfehler erhöht sich der Wert der Vorräte um 5.000.
(5) Verbindlichkeiten: Ein Wareneinkauf mit netto 4.000 ist erst im Jänner 20X1 gebucht worden, die 

Lieferung erfolgte noch 20X0. Dieser Betrag ist in den Vorräten enthalten.
(6) Rückstellungen: Ein im Vorjahr rückgestellter Aufwand mit 3.000 ist 20X0 wie folgt verbucht 

worden: 3.800 740/Bank. Daher erfolgt die Korrektur der Rückstellung aufgrund 
des Verbrauches mit 3.000.

31.12.20X0
UR StR UR StR

Grund 30.000 31.500 EK 200.000 200.000
Gebäude 200.000 302.000 RSt 90.000 87.000
Maschinen 100.000 91.000 Verbindlichkeit 100.000 104.000
Vorräte 60.000 65.000 Mehrgewinn 98.500

390.000 489.500 390.000 489.500
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MWR +24.625, damit sind aber auch die steuerlichen Bilanzansätze gleich hoch wie die UGB-Werte und
deshalb besteht kein Erfordernis für latente Steuern.

Vergleich mit Steuerbilanz (Prüferbilanz 31.12.20X0)
Gewinn- und Verlustrechnung 20X1:

Auswirkungen im folgenden Jahr 20X1

(2) geänderte Abschreibung, eventuell verlängerte Restnutzungsdauer
(4) bei Wareneinsatzermittlung Erhöhung des Anfangsbestands
(5) Verbindlichkeit doppelt erfasst, einmal stornieren.

3.7. Betriebsausgaben
3.7. Betriebsausgaben

Betriebsausgaben sind die Aufwendungen oder Ausgaben, die durch den Betrieb veranlasst sind.

UR: Unternehmensbilanz zum 31.12.20X0, Ende des Prüfzeitraumes

StR: Wertansätze der Betriebsprüfung

Buchungen zum 1.1.20X1

(1) 1.500 Grund so Ertrag

(2) 102.000 Gebäude so Ertrag

(3) 9.000 so Ertrag Maschinen

(4) 5.000 Vorräte so Ertrag

(5) 4.000 so Ertrag Verbindlichkeiten

(6) 3.000 RSt so Ertrag

Körperschaftsteuernachzahlung mit 24.625 Steuern Bank

Aufwand Ertrag

(1) Grund, Aktivierung 1.500

(2) Gebäude, Aktivierung 102.000

(3) Maschine, Ausscheiden Restbuchwert 9.000

(4) Vorräte, Aktivierung 5.000

(5) Verbindlichkeiten, Passivierung 4.000

(6) Rückstellung, Verbrauch 3.000

13.000 111.500

Mehrertrag, steuerlich nicht wirksam 98.500

MWR –98.500

x 25 % KöSt, ds 24.625

§ 4 Abs 4 Satz 1 EStG
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Hier wird ganz deutlich gesagt, was als Betriebsausgabe gewinnmindernd verbucht werden kann. Be-
triebsausgaben sind also Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind.

Diese Feststellung ist von großer Bedeutung. Man kann sie gar nicht oft genug wiederholen. Entschei-
dend für die Betriebsausgabe ist die betriebliche Veranlassung. Von einer betragsmäßigen Begren-
zung der Betriebsausgabe ist an dieser Stelle noch nicht die Rede.

Die Angemessenheit von Aufwendungen im Zusammenhang mit Autos, Flugzeugen, Booten, Anti-
quitäten, Teppichen, Tapisserien, Jagden ist zu überprüfen. Die betriebliche Veranlassung ist aber
auch dort die erste Voraussetzung. Die steuerlichen Anschaffungskosten sind in den dargestellten Bei-
spielen nach oben begrenzt. Darüber werden Sie jedoch später mehr erfahren.

Die Grenze für die Abzugsfähigkeit wird im § 20 EStG mit den nicht abzugsfähigen Aufwendungen
gegeben. Nicht abzugsfähig deswegen, weil sie mit der privaten Lebensführung des Steuerpflichtigen
zusammenhängen, wie zB der Spanischkurs, weil der Steuerpflichtige auch manchmal auf dem Anwe-
sen auf Mallorca tätig ist, bzw die Rolex um 12.000, damit Termine nicht übersehen werden.

Nicht abzugsfähig sind Personensteuern, Geld- und Sachzuwendungen (Bestechungsgelder), Mana-
gerbezüge über 500.000 pro Jahr und andere Aufwendungen, zu finden im § 20 EStG.

3.8. Instandsetzungsaufwendungen
3.8. Instandsetzungsaufwendungen

Bei Gebäuden, die zum Anlagevermögen gehören und Personen, die nicht betriebszugehörige Arbeit-
nehmer sind, für Wohnzwecke entgeltlich überlassen werden, gilt hinsichtlich der Instandsetzungsauf-
wendungen folgendes:
Soweit Instandsetzungsaufwendungen nicht durch steuerfreie Subventionen gedeckt sind, sind sie gleich-
mäßig auf zehn Jahre verteilt abzusetzen.
Instandsetzungsaufwendungen sind jene Aufwendungen, die nicht zu den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten gehören und allein oder zusammen mit Herstellungsaufwand den Nutzungswert des Gebäu-
des wesentlich erhöhen oder seine Nutzungsdauer wesentlich verlängern.

Diese Vorschrift befasst sich mit Instandsetzungsaufwendungen für Gebäude.

Diese Bestimmung gilt nur für Gebäude, die für Wohnzwecke an Dritte (nicht Mitarbeiter) vermietet wer-
den. Damit wird für Miethäuser, die als Kapitalanlage angeschafft worden sind, der Sofortabzug für be-
stimmte Aufwendungen untersagt. Es wird klargestellt, dass Instandsetzungsaufwendungen jene Auf-
wendungen sind, welche nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten gehören.

Anschaffungskosten sind grundsätzlich der Kaufpreis, zuzüglich der Nebenkosten (Grunderwerb-
steuer, Bezugskosten, Montagekosten, Zölle), abzüglich Preisminderungen wie Rabatte, Boni, Skonti.
Die Herstellungskosten resultieren aus unserer eigenen Kostenrechnung und setzen sich grundsätz-

§ 4 Abs 7 EStG Instandsetzungsaufwendungen

Wichtig
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lich wie folgt zusammen: Materialeinzelkosten, Materialgemeinkosten, Fertigungslöhne, Fertigungs-
gemeinkosten und Sonderkosten der Fertigung.

Der Instandsetzungsaufwand gehört freilich nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten,
sondern es wird durch den Instandsetzungsaufwand der Nutzungswert des Gebäudes wesentlich er-
höht oder die Nutzungsdauer des Gebäudes wesentlich verlängert.

Zum Zwecke der Sanierung eines Gebäudes werden die alten Fenster durch neue ersetzt. Normalerweise
ist dies ein Paradebeispiel für einen Erhaltungsaufwand, der sofort aufwandswirksam wird. Wenn nun die
neuen Fenster den Nutzungswert des Gebäudes erhöhen oder die Nutzungsdauer wesentlich verlängern,
dann liegt eine Instandsetzungsaufwendung vor, die nicht sofort aufwandswirksam wird, sondern erst
verteilt über einen Zeitraum von zehn Jahren.

Es handelt sich also um Gebäude, die vom Unternehmen an Dritte für Wohnzwecke vermietet wer-
den. In der Regel werden Gebäude von Banken und Versicherungen als Vermögensanlage gehalten
und an dritte Personen vermietet.

3.9. Einlagenrückzahlung
3.9. Einlagenrückzahlung

Die Einlagenrückzahlung von Körperschaften gilt, auch wenn sie im Wege einer Einkommensverwendung
erfolgt, als Veräußerung einer Beteiligung und führt beim Anteilsinhaber (Beteiligten) sowohl bei einem
Betriebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1, § 5) als auch bei einer Einnahmen-Ausgabenrechnung (§ 4 Abs. 3)
zu einer Minderung und Erhöhung von Aktivposten des Betriebsvermögens.
1. Einlagen im Sinne dieser Vorschrift sind das aufgebrachte Grund-, Stamm- oder Genossenschaftskapi-

tal und sonstige Einlagen und Zuwendungen, die als Kapitalrücklage auszuweisen sind.
3. Die Körperschaft hat den Stand der Einlagen im Wege eines Evidenzkontos zu erfassen und seine Er-

höhungen durch weitere Einlagen und Zuwendungen und Verminderungen durch Ausschüttungen
oder sonstige Verwendungen laufend fortzuschreiben.

Das Evidenzkonto ist in geeigneter Form der jährlichen Steuererklärung anzuschließen.

Die Bestimmung erscheint ganz harmlos. Dennoch müssen wir zum Verständnis einen weiten Umweg
machen. Erstens haben wir uns mit den Rücklagen auseinanderzusetzen, zweitens mit der Verbu-
chung der Auflösung von Rücklagen und drittens werden wir noch einen Blick auf den Anteilsin-
haber werfen.

Bei den Rücklagen wird zwischen den Kapitalrücklagen und den Gewinnrücklagen unterschieden.
Der wesentliche Unterschied besteht darin, dass unter den Kapitalrücklagen nur jene Gelder ausgewie-
sen werden, die von außen, vom Eigentümer, in das Unternehmen einfließen (Außenfinanzierung).
Bei den Gewinnrücklagen werden die im Unternehmen erzielten Gewinne, die nicht ausgeschüttet
worden sind, ausgewiesen (Innenfinanzierung).

Beispiel 9 Instandsetzungsaufwendungen

§ 4 Abs 12 EStG Einlagenrückzahlung
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Zuerst die Kapitalrücklagen
Der Paradefall für Kapitalrücklagen ist das Agio. Beim Agio zahlt der Eigentümer einen höheren Be-
trag, als der Nennwert des Anteiles beträgt (Beispiel: Nennwert 100, Einzahlung 140, Ausweis als Ka-
pital 100, Ausweis des Agios als Kapitalrücklage 40).

Schließlich können die Gesellschafter (Eigentümer) beschließen, neben dem Grund- oder Stammkapi-
tal weitere Einzahlungen zu leisten.

Die Einzahlungen der Gesellschafter sind steuerneutral. Die Buchung lautet: Bank an Kapitalrück-
lage. Und weil die Einzahlung steuerneutral ist, soll eine Einlagenrückgewähr keine Auswirkung auf
die Steuer haben.

Die Gewinnrücklagen können aus verschiedensten Anlässen gebildet werden. Insgesamt bedeutet die
Bildung einer Gewinnrücklage, dass in Höhe der Rücklage vorerst auf eine Gewinnausschüttung ver-
zichtet wird. Auf diese Weise kann für zukünftige Investitionen mit einer Rücklage vorgesorgt wer-
den. Wenn eine Kapitalrücklage aufgelöst wird, dann erhöht diese Auflösung den Gewinn (bzw redu-
ziert den Verlust). Die Auflösung der Kapitalrücklage stellt eine Einlagenrückzahlung dar. Diese Ein-
lagenrückzahlung ist steuerneutral, was bedeutet, dass der Ertrag aus der Rücklagenauflösung durch
die Mehr-Weniger-Rechnung aus dem steuerpflichtigen Gewinn herausgenommen wird.

3.9.1. Evidenzkonto
Für diese steuerneutralen Einlagen ist ein eigenes außerbücherliches Evidenzkonto zu führen. Das
Evidenzkonto betrifft das Grund- oder Stammkapital und die Kapitalrücklagen. Wenn von einer Kapi-
talrücklage auf den Jahresgewinn umgebucht wird, dann ist auch jener Betrag, welcher nunmehr auf
dem Konto des Jahresgewinnes steht, auf einem gesonderten Evidenzkonto außerhalb der Buchhaltung
festzuhalten. In diesem Fall besteht dann der Jahresgewinn aus zwei Beträgen, dem „echten“ Gewinn
und dem Ertrag aus der Auflösung der Rücklage. Im Kontenrahmen finden Sie dazu das Konto 870.

Einkommensverwendung bedeutet Ausschüttung. Wenn eine Kapitalrücklage zurückgezahlt wer-
den soll, dann wird diese aufgelöst. Die Auflösung führt zu einem Ertrag, der im Gewinn enthalten ist.
Wenn dieser Gewinn ausgeschüttet wird, dann ist im Evidenzkonto festzuhalten, welcher Anteil aus
der Kapitalrücklage stammt, denn dieser Betrag ist nicht steuerpflichtig, weil es die Rückzahlung des
Betrages betrifft, den ein Gesellschafter (Aktionär) eingezahlt hat und jetzt unter der Bezeichnung
„Gewinn“ wieder zurückerhält.

Nach Auflösung der Kapital- und Gewinnrücklage beträgt der Gewinn 100.000, von dem beispielsweise
50.000 ausgeschüttet werden. Jetzt stellt sich die Frage, welcher Betrag kapitalertragsteuerpflichtig ist.

Beispiel 10 Auflösung von Rücklagen

Vorher: Nachher:

1. Stammkapital 50.000 1. Stammkapital 50.000

2. Kapital-RL 20.000 2. Kapital-RL 0

3. Gewinn-RL 30.000 3. Gewinn-RL 0

4. Gewinn 06 50.000 4. Gewinn 100.000
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 Wenn lediglich der Gewinn 06 ohne Rücklagen ausgeschüttet wird, dann 25 % von 50.000;
 wenn die Kapitalrücklage mit 20.000 in den 50.000 enthalten sind, dann 25 % von 30.000;
 wenn die Kapitalrücklage mit 10.000 enthalten ist, dann 25 % von 40.000, die verbleibenden 10.000

der Kapitalrücklage werden nun im Evidenzkonto dargestellt und damit für die zukünftige Verwen-
dung festgehalten.

3.10. Gewinn der rechnungslegungspflichtigen Unternehmen
3.10. Gewinn der rechnungslegungspflichtigen Unternehmen

(1) Für die Gewinnermittlung jener Steuerpflichtigen, die nach § 189 UGB der Pflicht zur Rechnungsle-
gung unterliegen und die Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23) beziehen, sind die unternehmensrechtli-
chen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung maßgebend, außer zwingende steuerrechtliche Vor-
schriften treffen abweichende Regelungen. Die Widmung von Wirtschaftsgütern als gewillkürtes Be-
triebsvermögen ist zulässig. Beteiligt sich ein Gesellschafter als Mitunternehmer am Betrieb eines nach
§ 189 UGB rechnungslegungspflichtigen Gewerbetreibenden, gilt auch diese Gesellschaft als rechnungsle-
gungspflichtiger Gewerbetreibender.

§ 5 besagt, dass für die Gewinnermittlung die unternehmensrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung maßgebend sind, es sei denn, zwingende Vorschriften des Einkommensteuergesetzes
stehen entgegen.

Hier kommt erstmals das Unternehmensrecht ins Spiel.

Diese Bestimmung für den §-5-Gewinnermittler sagt im Klartext: Für die Bilanzierung ist das Unter-
nehmensrecht anzuwenden, außer zwingende Vorschriften des Einkommensteuergesetzes stehen
dagegen. Aber nicht nur das Unternehmensrecht ist zu berücksichtigen, sondern auch die Lösungen
für Fälle, die vom Gesetzgeber nicht geregelt worden sind.

Diese Lösungen finden aber nur dann Anwendung, wenn sie den Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung und Bilanzierung entsprechen, dh in einem Verwaltungsgerichtshoferkenntnis fest-
gehalten sind oder sich aus einer AFRAC-Stellungnahme herleiten.

Seit 2005 beschäftigt sich dieses Komitee mit Stellungnahmen zu Fragen der Rechnungslegung und
Abschlussprüfung. Offene Fragen werden in Arbeitsgruppen behandelt und einer Lösung zugeführt.
Drei Ministerien (Justiz, Finanz und Wirtschaft) sowie die Interessenvertretungen sind involviert.

Das Unternehmensrecht und die nicht geregelten Vorgangsweisen finden also, sofern sie den
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung und Bilanzierung entsprechen, bei der steuerlichen
Gewinnermittlung Anwendung, soweit nicht steuerliche Muss-Vorschriften dagegensprechen.

Aus Vereinfachungsgründen, um sich die Mehr-Weniger-Rechnung (MWR) zu ersparen, werden
häufig steuerliche Muss-Vorschriften auch für unternehmensrechtliche Bilanzansätze übernommen,
wie zum Beispiel

 die lineare Abschreibungsmethode,
 die im § 8 EStG vorgesehene Nutzungsdauer für Gebäude,
 die Leasing-Vorschriften im Sinne der Einkommensteuerrichtlinien (EStR 2000 Rz 135 ff).

§ 5 Abs 1 EStG Gewinn der rechnungslegungspflichtigen Gewerbetreibenden
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